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1. Vorstosstext

Der Regierungsrat legt dem Kantonsrat eine Teilrevision des Gesetzes Uber die Staats- und Ge-
meindesteuern vor:

§ 39 Absatz 3 ist so zu erganzen, dass Abzlge fur Energiesparmassnahmen an bestehenden Bau-
ten generell abzugsfahig sind. Die Abzugsfahigkeit ist so zu gestalten, dass auch grossere Inves-
titionen steuertechnisch interessant sind.

Der Abzug von Investitionen mit einem grdsseren Gesamtvolumen (z.B. mehr als Fr. 10'000 soll
auf mehrere Jahre verteilt werden kénnen (z.B. auf maximal finf Jahre, wobei der Anteil pro
Jahr mindestens Fr. 5'000 betragen muss).

2. Begriindung

Durch die Mdglichkeit, héhere Investitionen Uber mehrere Jahre verteilt steuerwirksam abzuzie-
hen, wird erreicht, dass auch gréssere und konzeptionell sinnvollere Energiesparmassnahmen
erfolgen.

Die Begrenzung der Aufteilbarkeit auf minimale Betrage soll bewirken, dass der Aufwand der
Verwaltung nicht zu gross wird und zum Ausdruck bringen, dass vor allem konzeptionell umfas-
sende Energiesparmassnahmen gefoérdert werden sollen.

3. Stellungnahme des Regierungsrates

Der Vorschlag gemass Auftrag, Kosten fir Energiesparmassnahmen Uber mehrere Jahre verteilt
steuerlich zum Abzug zuzulassen, verstdsst gegen Bundesrecht. Denn gemass Art. 9 Abs. 3 des
Bundesgesetzes Uber die Harmonisierung der direkten Steuern der Kantone und Gemeinden
(Steuerharmonisierungsgesetz, StHG; SR 642.14) kénnen die Kantone bei Grundstiicken im Pri-
vatvermogen Abzlge fur Umweltschutz, Energiesparen und Denkmalpflege vorsehen. In diesen
Fallen gilt folgende Regelung: Bei den Investitionen, die dem Energiesparen und dem Umwelt-
schutz dienen, bestimmt das Eidgendssische Finanzdepartement (EFD) in Zusammenarbeit mit
den Kantonen, wie weit sie den Unterhaltskosten gleichgestellt werden kénnen. Massgebend ist
folglich die Regelung, die das EFD in der Verordnung Uber die Massnahmen zur rationellen
Energieverwendung und zur Nutzung erneuerbarer Energien (SR 642.116.1) aufgestellt hat. Eine
Verteilung der entsprechenden Kosten auf mehrere Jahre ist weder in dieser Verordnung noch
anderswo im Bundesrecht vorgesehen.

Eine Verteilung des Abzuges von Aufwandungen eines Jahres auf mehrere Steuerperioden ver-
stosst gegen das im Steuerrecht grundlegende Periodizitatsprinzip. Danach sind EinkUinfte in
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dem Jahr zu versteuern, in dem sie realisiert wurden, und Abzlge in jener Periode vorzuneh-
men, in der die entsprechenden Kosten angefallen sind (so auch in allgemeiner Form Art. 64
StHG). Folglich ware eine gesetzliche Grundlage im Bundesrecht zwingend erforderlich, um eine
Ausnahme davon zu machen. Solange diese nicht besteht, hat der Kanton keine rechtlich zulds-
sige Méglichkeit, die Kosten von Energiesparmassnahmen im Privatvermégen tGber mehrere Jah-
re verteilt steuerlich zum Abzug zuzulassen.

Auf Bundesebene hat Nationalrat Filippo Leutenegger eine Motion mit der gleichen Stossrich-
tung eingereicht (M 07.3385). Die Eidg. Rate haben diese (zusammen mit anderen Vorstdssen
zum Thema Energiesparen) in der weniger verpflichtenden Form eines Prifungsauftrages Uber-
wiesen (vgl. dazu auch unsere Stellungnahme vom 27.10.2008 zu dem in der Zwischenzeit zu-
rickgezogenen Auftrag der Fraktion FdP: Férderung der energetischen Sanierung alterer Bau-
ten, RRB Nr. 2008/1881). Im Januar 2009 hat eine interdepartementale Arbeitsgruppe eine Stu-
die Uber ,Steuerliche Anreize fiir energetische Sanierungen von Gebduden” abgeliefert, die das
Eidg. Finanzdepartement am 16. Februar 2009 publiziert hat (www.estv.admin.ch/d/dokumen-
tation/publikationen/dok/berichte/steuerliche_anreize.pdf). Die Studie zeichnet von den heute
moglichen Steuerabziigen kein schmeichelhaftes Bild. Es handelt sich um wenig effiziente und
wenig effektive Instrumente zur Férderung der Energieeffizienz. Denn im Wesentlichen ent-
scheiden die Kosten Uber den Abzug und nicht die energetische Qualitdat der Massnahme. Ihre
Mitnahmeeffekte sind betrachtlich, da 70-80% der Kosten auch ohne Steuerabzlge aufge-
wendet wirden. Demgegeniber erweisen sich ihre Anreizwirkungen trotz Steuerausfallen von
gesamtschweizerisch 1,1 - 1,7 Mia. Franken jahrlich als bescheiden; und ihre Verteilungswirkun-
gen gelten als fragwulrdig, da wegen der progressiven Ausgestaltung der Steuertarife Personen
mit héheren Einkommen starker geférdert werden.

Die Arbeitsgruppe hat insgesamt sieben denkbare Verbesserungsmoglichkeiten des geltenden
Steuerabzugssystems genauer untersucht, darunter auch die Verteilung der Abziige Gber meh-
rere Jahre. Im Vordergrund stand dabei die Frage, ob die skizzierten Mangel des heute gelten-
den Abzugssystems dadurch korrigiert werden kénnten. Die Studie kommt zum Ergebnis (Seite
20 ff.), dass die Verteilung der Abziige auf mehrere Jahre kaum etwas verandert bezlglich Ef-
fektivitat, energetische Wirkung, finanzielle Auswirkungen und Effizienz. Eine geringfligige
Verbesserung ist bei der Verteilungswirkung zu erwarten, da auch Haushalte mit kleineren Ein-
kommen den Abzug besser ausschépfen kénnen. Hingegen ergeben sich deutliche Verschlechte-
rungen in Bezug auf Transparenz, Informationsbedarf, Administration und Vollzug. Schliesslich
schneidet der Vorschlag auch bei den steuerrechtlichen Aspekten unglnstig ab.

Aus diesen Griinden, Verstoss gegen Bundesrecht, fehlende Wirksamkeit und zusatzliche Kom-
plizierung des Steuerrechts, beantragen wir lhnen, den Auftrag nicht erheblich zu erklaren.
4. Antrag des Regierungsrates

Nichterheblicherklarung.
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Andreas Eng
Staatsschreiber

Vorberatende Kommission

Finanzkommission


http://www.estv.admin.ch/d/dokumentation/publikationen/dok/berichte/steuerliche_anreize.pdf
http://www.estv.admin.ch/d/dokumentation/publikationen/dok/berichte/steuerliche_anreize.pdf

Verteiler

Finanzdepartement

Steueramt (20)

Amt fUr Finanzen

Kantonale Finanzkontrolle

Steuerverwaltungen der Nordwestschweizer Kantone (5, Versand durch Steueramt)
Informationsstelle flr Steuerfragen, Eigerstrasse 65, 3003 Bern

Aktuarin Finanzkommission

Ratsleitung

Traktandenliste Kantonsrat



	1.Vorstosstext
	2.Begründung
	3.Stellungnahme des Regierungsrates
	4.Antrag des Regierungsrates

